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Preußische Geſetzammlung 


—— Nr. 22. 


(Nr. 10814.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. 
Vom 18. Juni 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen g.. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für deren geſamten Umfang, was folgt: 

Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 
Geſetzſamml. S. 705) wird, wie folgt, abgeändert: 


Artikel J. 
1. Der § erhält folgende Faſſung: 

Die nachſtehend bezeichneten Mineralien ſind vom Verfügungs⸗ 
rechte des Grundeigentümers ausgeſchloſſen: 

Gold, Silber, Queckſilber, Eiſen mit Ausnahme der Raſen⸗ 
eiſenerze, Blei, Kupfer, Zinn, Zink, Kobalt, Nickel, Arſenik, 
Mangan, Antimon und Schwefel, gediegen und als Erze; 

Alaun⸗ und Vitriolerze / 

Steinkohle, Braunkohle und Graphit; 

Steinſalz, Kali, Magneſia- und Borſalze nebſt den mit dieſen 
Salzen auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommenden Salzen 
und die Solquellen. 

Die Aufſuchung und Gewinnung dieſer Mineralien unterliegt den 
Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes. 

2. Hinter § 1 wird folgender § la eingeſchaltet: 

Der Erwerb und Betrieb von Bergwerken für Rechnung des 
Staates iſt, ſofern ſich aus den nachſtehenden Beſtimmungen nicht 
ein anderes ergibt, allen berggeſetzlichen Beſtimmungen ebenfalls 
unterworfen. 

3. Der § 2 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 

Die Aufſuchung und Gewinnung der Steinkohle, des Steinſalzes 
ſowie der Kali⸗, Magneſia⸗ und Borſalze nebſt den mit dieſen Salzen 
auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommenden Salzen und Solquellen 
ſteht allein dem Staate zu. Ausgenommen von dieſer Beſtimmung 
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bleiben hinſichtlich der Steinkohle die Provinzen Oſtpreußen, Branden⸗ 
burg, Pommern und Schleswig⸗Holſtein. 

Der Staat kann das Recht zur Aufſuchung und vage des 
Steinſalzes, der Kali-, Magneſia⸗ und Borſalze ſowie der mit dieſen 
Salzen auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommenden Salze und Sol⸗ 
quellen an andere Perſonen übertragen. Die Übertragung ſoll in der 
Regel gegen Entgelt und auf Zeit erfolgen. 

Zur Aufſuchung und Gewinnung der Steinkohle bleiben dem 
Staate außer den von ihm zur Zeit betriebenen und den ſonſtigen in 
feinem Beſitze befindlichen Feldern weitere 250 Maximalfelder ($ 27 
Abſ. 1 Ziffer 2) vorbehalten. Die Verleihung erfolgt nach Maßgabe 
der Vorſchriften im § 38 b Abſ. 1, 3 und 4 und muß binnen drei 
Jahren nach Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes nachgeſucht und 
binnen weiteren ſechs Monaten ausgeſprochen werden. u 

Im übrigen foll der Staat das Recht der Aufſuchung und Ge 
winnung der Steinkohle an andere Perſonen übertragen. Die Ordnung 
der Übertragung erfolgt durch Geſetz. 


Artikel II. 
1. Der $ erhält folgende Faſſung: 

Die Aufſuchung der im § 1 bezeichneten Mineralien auf ihren 
natürlichen Ablagerungen — das Schürfen — iſt in Anſehung der 
nach § 2 Abſ. 1 dem Staate vorbehaltenen Mineralien nur dem Staate 
und den von dieſem ermächtigten Perſonen, in Anſehung der übrigen 
Mineralien dagegen einem jeden geſtattet. 

Für die Aufſuchung gelten die nachſtehenden Vorſchriften: 

2. Hinter $ 3 werden folgende $$ 3a und 3p eingeſchoben: 


§ 3a. 

Die Vorschriften im achten und neunten Titel dieſes Geſetzes (von 
den Bergbehörden und von der Bergpolizei) finden auf das Schürfen 
entſprechende Anwendung. 

Der Schürfer kann durch Polizeiverordnung des Oberbergamts 
verpflichtet werden, der Bergbehörde von dem Beginn und von der 
Einſtellung der Schürfarbeiten innerhalb einer beſtimmten Friſt Anzeige 
zu machen. Ferner kann durch Polizeiverordnung des Oberbergamts 

die Geltung der $$ 67 bis 70 und 72 bis 77 dieſes Geſetzes mit den 
aus der Sachlage ſich ergebenden Anderungen auf Schürfarbeiten aus- 
gedehnt werden. 


§ 3b. 
Die Bergbehörden ſind zur Geheimhaltung der zu ihrer amtlichen 
Kenntnis gekommenen Tatſachen verpflichtet. 
3. Im dritten Abſ. des § 4 werden die Worte: „bis zu 200 Fuß“ erſetzt 
durch die Worte: „bis zu ſechzig Meter“. 
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Artikel III. 
1. Der zweite Abſ. des § 14 fällt fort. 
2. Der § 15 erhält folgende Faſſung: . 

Die Gültigkeit einer Mutung iſt dadurch bedingt, 

1. daß das in der Mutung bezeichnete Mineral an dem an- 
gegebenen Fundpunkte (§ 14) auf ſeiner natürlichen Ablagerung 
vor Einlegung der Mutung entdeckt worden iſt und bei der 
amtlichen Unterſuchung in ſolcher Menge und Beſchaffenheit 
nachgewieſen wird, daß eine zur wirtſchaftlichen Verwertung 
führende bergmänniſche Gewinnung des Minerals möglich 
erſcheint 

2. daß nicht beſſere Rechte auf den Fund entgegenſtehen. 

Iſt die auf einen Fund eingelegte Mutung infolge Überdeckung 
durch das Feld einer anderen Mutung ungültig geworden, ſo kann 
der Fund, wenn er ſpäter wieder ins Bergfreie fällt, nur von dem 
erſten Muter oder mit deſſen Einwilligung zum Gegenſtand einer neuen 
Mutung gemacht werden. 


3. Der § 16 fällt fort. 

4. Im erſten Abſ. des § 17 tritt an die Stelle des Wortes: „Quadrat⸗ 
lachtern !“ das Wort: „Quadratmetern“. 

5. Der erſte Abſ. des § 18 erhält folgende Faſſung: 

Die Angabe der Lage und Größe des Feldes ſowie die Einreichung 
des Situationsriſſes (§ 17) müſſen binnen ſechs Monaten nach Präſen⸗ 
tation der Mutung bei der zur Annahme der letzteren befugten Berg⸗ 
behörde erfolgen. 

6. Als vierter Abſ. des § 18 wird folgende Beſtimmung eingefügt: 

Mängeln des Situationsriſſes, die nicht vom Oberbergamte be- 
feitigt werden ($ 33), hat der Muter auf die Aufforderung der Berg⸗ 
behörde binnen ſechs Wochen abzuhelfen. Auf Antrag des Muters 
kann die Friſt angemeſſen verlängert werden. Werden die Friſten 
verſäumt, ſo iſt die Mutung von Anfang an ungültig. 

7. Hinter $ 19 wird folgender § 19a eingeſchoben: 

Wird nach oder unter Verzichtleiſtung auf eine Mutung auf den 
dieſer zu Grunde liegenden Fund oder auf einen andern in demſelben 
Bohrloch oder Schürfſchacht aufgeſchloſſenen Fund desſelben Minerals 
eine neue Mutung eingelegt, ſo beginnt für letztere der Lauf der im 
§ 18 Abſ. 1 beſtimmten Friſt mit der Präſentation der zuerſt ein⸗ 
gelegten Mutung. Nach Ablauf von ſechs Monaten nach der Präſen⸗ 
tation der zuerſt eingelegten Mutung kann eine neue Mutung auf den⸗ 
ſelben Fund oder auf einen in demſelben Bohrloch oder Schürfſchacht 
aufgeſchloſſenen Fund desſelben Minerals nicht mehr eingelegt werden. 
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Wird eine Mutung infolge Nichteinhaltung der im § 18 Abſ. 1 
und 4 beſtimmten Friſten von Anfang an ungültig, ſo kann eine neue 
Mutung auf denſelben Fund oder auf einen in demſelben Bohrloch 
oder Schürfſchacht aufgeſchloſſenen Fund desſelben Minerals ebenfalls 
nicht mehr eingelegt werden. g 


Artikel IV. 


1. Im § 26 Abſ. 2 wird das Wort: „Quadratlachtern“ erſetzt durch das 
Wort: „Quadratmetern“. 
2. Der § 27 erhält folgende Faſſung: 

Der Muter hat das Recht, 

1. in den Kreiſen Siegen und Olpe des Regierungsbezirkes Arnsberg 
und in den Kreiſen Altenkirchen und Neuwied des Negierungs- 
bezirkes Coblenz ein Feld bis zu 110000 qm, 

2. in allen übrigen Landesteilen ein Feld bis zu 2 200 000 qm 
zu verlangen. 

Der Fundpunkt muß ſtets in das verlangte Feld eingeſchloſſen 
werden. Der Abſtand des Fundpunkts von jedem Punkte der Be— 
grenzung des Feldes darf bei 110000 qm (Nr. 1) nicht unter 25 m 
und nicht über 500 m, bei 2200000 qm Gr. 2) nicht unter 100 m 
und nicht über 2000 m betragen. Dieſer Abſtand wird auf dem 
kürzeſten Wege durch das Feld gemeſſen, 

Freibleibende Flächenräume dürfen von dem Felde nicht umſchloſſen 
werden. 

Im übrigen darf dem Felde jede beliebige, den Bedingungen des 
$ 26 entſprechende Form gegeben werden, ſoweit dieſe nach der Ent— 
ſcheidung des Oberbergamts zum Bergwerksbetriebe geeignet iſt. 

Abweichungen von dieſen Vorſchriften über den Abſtand des Fund— 
punkts und die Form des Feldes find nur zuläſſig, wenn fie durch 
beſondere, vom Willen des Muters unabhängige Umſtände gerecht— 
fertigt werden. 

3. Der § 28 erhält folgende Faſſung: 

Sobald die Sachlage es geſtattet, hat die Bergbehörde einen dem 
Muter mindeſtens vierzehn Tage vorher bekannt zu machenden Termin 
anzuſetzen, in welchem dieſer ſeine Schlußerklärung über die Größe und 
Begrenzung des Feldes ſowie über etwaige Einſprüche und kollidierende 
Anſprüche Dritter abzugeben hat. 

Erſcheint der Muter im Termine nicht, ſo wird angenommen, er 
beharre bei ſeinem Anſpruch auf Verleihung des Bergwerkseigentums 
in dem auf dem Situationsriſſe ($ 17) angegebenen Felde und erwarte 
die Entſcheidung der Bergbehörde über ſeinen Anſpruch ſowie über 
die etwaigen Einſprüche und Anſprüche Dritter. 
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Artikel V. 


1. Am Schluſſe des dritten Abſchnitts des zweiten Titels des Allgemeinen 
Berggeſetzes werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 
§ 38a. 
Die §§ 12 bis 38 finden in Anſehung der im § 2 Abſ. 2 be⸗ 
zeichneten Mineralien keine Anwendung. Für die letzteren gelten die 
Vorſchriften der $$ 38 b und 38e. 


§ 38 b. 

Das Bergwerkseigentum an den im § 2 Abſ. 2 bezeichneten 
Mineralien wird dem Staate durch den Miniſter für Handel und 
Gewerbe verliehen. 

Die Verleihung iſt von dem Nachweis abhängig, daß das 
Mineral innerhalb des zu verleihenden Feldes auf ſeiner natürlichen 
Ablagerung in ſolcher Menge und Beſchaffenheit entdeckt worden iſt, 
daß eine zur wirtſchaftlichen Verwertung führende bergmänniſche Ge— 
winnung des Minerals möglich erſcheint. 

Die Verleihung erfolgt durch Ausſtellung einer mit Siegel und 
Unterſchrift zu verſehenden Urkunde, welche die im § 34 unter Ziffer 1 
bis 6 aufgezählten Angaben enthalten und mit einem von einem kon— 
zeſſionierten Markſcheider oder vereidigten Feldmeſſer angefertigten, der 
Vorſchrift im § 17 Abſ. 1 entſprechenden Situationsriſſe verbunden 
werden muß. 

Die Verleihungsurkunde iſt durch den Deutſchen Reichs- und 
Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger zu veröffentlichen. 


§ 38e. 

Das nach Maßgabe des § 38b begründete Bergwerkseigentum 
des Staates an den im § 2 Abſ. 2 genannten Mineralien kann in 
der Weiſe belaſtet werden, daß demjenigen, zu deſſen Gunſten die 
Belaſtung erfolgt, auf Zeit das vererbliche und veräußerliche Recht 
zuſteht, die im $ 2 Abſ. 2 bezeichneten Mineralien oder einzelne dieſer 
Mineralien innerhalb des auf dem Situationsriß angegebenen Feldes 
nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes aufzuſuchen und 
zu gewinnen und alle hierzu erforderlichen Anlagen unter und über 
Tage zu treffen. 

Während des Beſtehens eines nach Abſ. 1 begründeten Gewinnungs— 
rechts finden alle Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes über die Rechte 
und Pflichten des Bergwerkseigentümers (Bergwerksbeſitzers, Bergbau— 
treibenden, Werksbeſitzers) mit Ausnahme der §§ 39, 55, 65, 156 
bis 162 und 164 mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle 
des Bergwerkseigentümers (Bergwerksbeſitzers, Bergbautreibenden, Werfs- 
beſitzers) der Gewinnungsberechtigte tritt. 
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Steht ein Gewinnungsrecht der im Abſ. 1 bezeichneten Art zwei 
oder mehreren Mitberechtigten zu, fo finden auf die Rechtsverhältniſſe 
der Mitberechtigten die Vorſchriften des vierten Titels des gegenwärtigen 
Geſetzes Anwendung. 

2. An die Stelle des zweiten und dritten Abſ. des § 50 treten folgende 
Beſtimmungen: 

Für das Bergwerkseigentum und das auf Grund des § 380 
Abſ. 1 begründete Gewinnungsrecht gelten die ſich auf Grundſtücke 
beziehenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſoweit nicht aus 
dieſem Geſetze ſich ein anderes ergibt. 

Mit der gleichen Beſchränkung finden die für den Erwerb des 
Eigentums und die Anſprüche aus dem Eigentum an Grundſtücken 
geltenden Vorſchriften auf das Bergwerkseigentum und das auf Grund 
des § 38% Abſ. 1 begründete Gewinnungsrecht entſprechende An⸗ 
wendung. 

Die für ſelbſtändige Gerechtigkeiten geltenden Vorſchriften der 
Artikel 22, 28 des Ausführungsgeſetzes zur Grundbuchordnung vom 
26. September 1899 (Geſetzſamml. S. 307), der Artikel 15 bis 22 
des Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung vom 23. September 1899 (Geſetzſamml. S. 291) 
und des Artikels 76 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Ge- 
richtsbarkeit vom 21. September 1899 (Geſetzſamml. S. 249) finden 
auf das nach § 38 Abſ. 1 begründete Gewinnungsrecht Anwendung. 

Bei der Beſtellung eines Gewinnungsrechts iſt für dieſes ein 
beſonderes Grundbuchblatt anzulegen. Die Anlegung wird auf dem 
Grundbuchblatte des Bergwerkes vermerkt. 


i Artikel VI. 
Der § 59 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Die zum Betrieb auf Bergwerken und Aufbereitungsanſtalten 
($ 58) ſowie zum Betriebe von Schürfarbeiten dienenden Dampfkeſſel 
und Triebwerke unterliegen den Vorſchriften der Gewerbegeſetze. 


Artikel VII. 
Der § 192a Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts auf Grund des § 15 
Abſ. 1 Ziffer 1, des § 27 Abſ. 4 und des § 197 Abſ. 1 findet innerhalb 
zwei Wochen von der Zuſtellung an die Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren bei dem Bergausſchuſſe ſtatt. 


Artikel VIII. 


Unberührt von den Vorſchriften im Artikel I dieſes Geſetzes bleiben die 
provinzialrechtlichen Beſtimmungen, wonach einzelne der im Artikel J bezeichneten 


Mineralien dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers unterliegen oder noch 
andere als die im Artikel I bezeichneten Mineralien vom Verfügungsrechte des 
Grundeigentümers ausgeſchloſſen ſind, ſowie die Vorſchriften des Allgemeinen 
Berggeſetzes über die Umwandlung der geſtreckten in gevierte Felder. 

Unberührt von den Vorſchriften im Artikel 1 des gegenwärtigen Geſetzes 
bleiben ferner alle zur Zeit ſeines Inkrafttretens ſchon beſtehenden Berechtigungen 
an den im Artikel I Ziffer 3 bezeichneten Mineralien ſowie die bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkte durch Mutungen begründeten Anſprüche auf Verleihung des Bergwerks⸗ 
eigentums an ſolchen Mineralien. 

Auch wird an den Rechten der früher reichsunmittelbaren Standesherren 
ſowie derjenigen, welchen auf Grund beſonderer Rechtstitel das Bergregal oder 
ſonſtige Bergbauvorrechte in gewiſſen Bezirken allgemein oder für einzelne Mine⸗ 
ralien zuſtehen, durch das gegenwärtige Geſetz nichts geändert. 

Soweit dieſe beſonderen Rechtstitel den Anſpruch begründen, andere von 
der Aufſuchung oder Gewinnung der im Artikel I Ziffer 3 bezeichneten Mineralien 
oder von der Erlangung oder Ausübung des Bergwerkseigentums an dieſen 
Mineralien auszuſchließen, kann von dem Bevorrechtigten die Verleihung des 
Bergwerkseigentums an den bezeichneten Mineralien auf Grund derjenigen Be⸗ 
ſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 beanſprucht werden, 
welche vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes in Geltung waren. 


Artikel IX. 


Über Mutungen, welche vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes 
eingelegt worden ſind, iſt vorbehaltlich der Beſtimmungen im § 192 Abſ. 2 


und 3 nach den bisherigen geſetzlichen Vorſchriften zu entſcheiden. 


Artikel X. 

Mutungen, welche auf Grund des Geſetzes vom 5. Juli 1905 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 265), betreffend die Abänderung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865/1892, eingelegt, von den Verleihungsbehörden aber zurückgewieſen 
worden ſind, gewähren, ſofern dem Muter der Rechtsweg nicht ſchon gemäß 
§ 23 des Allgemeinen Berggeſetzes eröffnet iſt, das Recht, den Anſpruch auf 
Verleihung des Bergwerkseigentums gegen den Staat (Bergfiskus) binnen drei 
Monaten vom Tage der Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes an und, falls 
der die Mutung zurückweiſende Beſchluß beziehungsweiſe Rekursbeſcheid ($ 191 
des Allgemeinen Berggeſetzes) erſt nach der Verkündung zugeſtellt wird, binnen 
drei Monaten ſeit dem Tage dieſer Zuſtellung durch gerichtliche Klage zu verfolgen. 

Wer von dieſer Friſt keinen Gebrauch macht, geht des Klagerechts gegen 
den Staat verluſtig. 

Artikel XI. 


Sind zwiſchen Feldern oder Feldesteilen welche zur Gewinnung der im 
Artikel I Ziffer 3 bezeichneten Mineralien bereits vor Inkrafttreten des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes verliehen waren, im Bergfreien liegende Feldesteile ganz oder 
zum Teil eingeſchloſſen und dieſe Feldesteile ihrer Form oder Größe nach ſo 
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beſchaffen, daß eine ſelbſtändige Gewinnung des Minerals nicht lohnen würde, 
ſo kann von den Eigentümern der benachbarten Bergwerke die Verleihung des 
Bergwerkseigentums für die eingeſchloſſenen Feldesteile auf Grund derjenigen 
Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes beanſprucht werden, welche vor dem 
Inkrafttreten des vorliegenden Geſetzes in Geltung waren. 

Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts findet innerhalb zwei Wochen 
von der Zuſtellung an die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Berg⸗ 
ausſchuſſe ſtatt. 

Gegen die Entſcheidung des Bergausſchuſſes iſt das Rechtsmittel der 
Reviſion bei dem Oberverwaltungsgerichte gegeben. 


ö Artikel XII. 

Inſoweit auf Solquellen, die mit den im Artikel J Nr. 3 Abſ. 1 bezeichneten 
Salzen auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommen, vor dem 1. Februar 1907 
Schürfarbeiten begonnen worden ſind, die bis zum Inkrafttreten des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes nicht zur Fündigkeit geführt haben, dürfen die Schürfarbeiten 
fortgeſetzt werden. Wird auf Grund derſelben innerhalb eines Jahres nach dem 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes ein Fund gemacht, ſo verbleibt dem 
Finder der Anſpruch auf Verleihung des Bergwerkseigentums an der Solquelle 
nach Maßgabe der ſeitherigen Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes. 

Der Staat iſt befugt, die Abtretung des Fundes binnen drei Monaten 
nach dem Ablaufe des Tages der Mutung gegen Entſchädigung zu verlangen. 
Bei Bemeſſung der Entſchädigung bleibt jedoch der Gewinn außer Anſatz, der 
aus der künftigen Ausnutzung der Quelle für den Unternehmer entſtehen kann. 


Artikel XIII. i 
Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, welche durch dieſes 
Geſetz abgeändert werden, treten an deren Stelle die. entſprechenden neuen Vor⸗ 
ſchriften. 
Artikel XIV. 
Dieſes Geſetz tritt am 8. Juli 1907 in Kraft. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für Handel und 
Gewerbe beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Brunsbüttelkoog, den 18. Juni 1907. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. v. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. v. Bethmann Hollweg. 
Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
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